
CAREkonkret 5

Nachrichten

Nr. 38 // 24.9.2010

Von Markus Düncher, Fachanwalt für 
Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Pflegeeinrichtungen unterhalten eine 
Vielzahl von geschäftlichen Beziehungen, 
bei denen Rechtsstreitigkeiten nicht immer 
zu vermeiden sind. Hierbei entstehen nicht 
unerhebliche Gerichts- und Rechtsanwalts-
kosten. 

Das Problem
Die Standardbedingungen der meisten 
Versicherer berücksichtigen nicht die 
besonderen rechtlichen und betrieblichen 
Erfordernisse von Pflegeeinrichtungen. 
Häufig kommt es zu Überraschungen, 
wenn in bestimmten Konstellationen keine 
Deckungszusage erteilt wird. So sind im 
gewerblichen Bereich in der Regel Rechts-
streitigkeiten mit Lieferanten, Versiche-
rern, Vermietern und auch den eigenen 
Kunden/Bewohnern nicht versichert, aber 
kaum zu vermeiden. Gerade Streitigkei-
ten aus einem Gewerberaummietvertrag 
oder wegen der Kündigung und Räumung 

eines Heimplatzes verursachen erhebliche 
Kosten. Im sozialrechtlichen Bereich wird 
regelmäßig nur gerichtlicher Rechtsschutz 
angeboten. Viele Verfahren im Zusammen-
hang mit Abmahnungen beziehungsweise 
Kündigungen von Versorgungsverträgen, 
Qualitäts- und Abrechnungsprüfungen 
sowie Auseinandersetzungen über die 
Veröffentlichung von Transparenzberichten 
werden jedoch außergerichtlich beendet, 
ohne dass die Gegenseite zur Erstattung 
von Anwaltskosten verpflichtet ist oder sich 
vertraglich dazu bereit erklärt. Vergleich-
bar ist die Situation im Verwaltungsrecht 
beispielsweise nach Maßnahmen der 
Heim- und Bauaufsichtsbehörden bezie-
hungsweise Gesundheitsämter.

Im strafrechtlichen Bereich ist Versiche-
rungsschutz für Taten, die ausschließlich 
vorsätzlich begangen werden können, 
ausgeschlossen. Darüber hinaus begrenzen 
Rechtsschutzversicherer die Übernahme 
der Gebühren des Verteidigers häufig auf 

die gesetzlichen Sätze nach dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz (RVG). Pflegeein-
richtungen werden jedoch nach Abrech-
nungsprüfungen immer öfter mit dem 
Vorwurf konfrontiert, einen Abrechnungsbe-
trug begangen zu haben. Beim Betrug han-
delt es sich jedoch um ein Vorsatzdelikt, das 
den üblichen Strafrechtsschutz ausschließt. 
Wegen des Umfangs und der Schwierigkeit 
in Abrechnungsbetrugsfällen werden gute 
Strafverteidiger meist nur auf Basis einer 
Vergütungsvereinbarung tätig, die die 
gesetzlichen Gebühren überschreitet.

Die Lösung
Pflegeeinrichtungen sollten daher in Ge-
sprächen mit dem Versicherer oder Makler 
den individuellen Bedarf unter Berück-
sichtigung der branchenüblichen Risiken 
ermitteln. 

Wenn beruflicher Vertragsrechtsschutz 
nicht in vollem Umfang zu erhalten ist, 
wird dieser häufig zumindest für so 

genannte „Hilfsgeschäfte“ angeboten. 
Hierbei handelt es sich um Geschäfte aus 
vertraglichen Beziehungen mit Lieferanten 
und Serviceunternehmern, jedoch nicht 
mit den eigenen Kunden/Bewohnern. Im 
sozial-/verwaltungsrechtlichen Bereich 
kann der Deckungsumfang durch Ein-
schluss der Kosten der außergerichtlichen 
Tätigkeit des Anwalts, im Strafrecht durch 
so genannten erweiterten Strafrechts-
schutz beziehungsweise Spezialstrafrechts-
schutz verbessert werden. 

Es erscheint attraktiv, die Versicherungs-
prämie durch höhere Selbstbeteiligungen 
zu senken. Dabei spekuliert man aber 
darauf, Rechtsschutz nur selten und dann 
in Fällen mit hohem Kostenrisiko zu benö-
tigen. 

Informationen
Iffland & Wischnewski, Rechts
anwälte, Fachkanzlei für Heime  
und Pflegedienste, Internet:  
www.iffland-wischnewski.de

Recht für die Praxis
Bei Rechtsschutzversicherungen die Besonderheiten von Pflegeeinrichtungen berücksichtigen

Berlin. Bundesfamilienminis-
terin Kristina Schröder hat jetzt 
den Bericht zu den Auswirkungen 
möglicher Veränderungen der  
Wehrpflicht für den Zivildienst 
dem zuständigen Ausschuss des 
Deutschen Bundestages vorge-
legt. In den Bericht sind die Stel-
lungnahmen der Mitglieder des 
Beirats für den Zivildienst, der 
betroffenen Verbände sowie der 
632 größten Zivildienststellen 
eingeflossen. Zentrales Ergebnis: 
Ohne Zivis würde  vorhandenes 
Pflegepersonal zusätzlich belastet, 
die Integration von Menschen mit 
Behinderungen würde zurück-
gehen, ambulante Versorgung 
müsste mehr auf stationäre Ver-
sorgung umgestellt werden – die 
Menschlichkeit in der Pflege ins-
gesamt würde leiden. Und: Ohne 
Zivildienst würden wieder weniger 
junge Männer einen sozialen Beruf 
kennenlernen. Würden die Leis-
tungen, die  Zivildienstleistende er-
bringen, vollständig durch den Ar-
beitsmarkt abgedeckt, entstünden 
rein rechnerisch Kosten von rund 
1,8 Milliarden Euro pro Jahr. 

Angesichts dieser Ergebnisse 
untermauerte Schröder ihre Vor-
stellung eines sechs- bis 18-mo-
natigen freiwilligen Zivildienstes 
für Männer und Frauen aller Ge-
nerationen, sollte die Wehrpflicht  
ausgesetzt werden. Der freiwillige 
Zivildienst solle als Unterstützung 

und  Ergänzung der in Länderhand 
liegenden FSJ und FÖJ verstanden 
werden. „Diese Initiative werden 
wir regelmäßig  evaluieren. Dabei 
wird ausdrücklich die Frage eine 
Rolle spielen, ob die  Voraussetzun-

gen vorliegen, beide Rechtsformen 
zu einem auch formal einheitli-
chen Dienst zu verschmelzen. Aus 
verfassungsrechtlichen Gründen 
käme  dafür nur eine Bündelung in 
Bundeszuständigkeit in Frage.“� //

Bericht: Durch Wegfall des Zivildienstes ambulante Pflegestrukturen in Gefahr

Schröder untermauert Pläne für freiwilligen Zivildienst

Heute wissen, 

was morgen zu tun ist.

Fordern Sie jetzt das 
ausführliche Programm an:
Vincentz Network GmbH & Co. KG 
Plathnerstraße 4c 
30175 Hannover
Telefon +49 511 9910-175  
veranstaltungen@vincentz.net
www.ah-jahresgespräche.de
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6. und 7. Dezember 2010 in Berlin

Auf den 
Altenheim Jahresgesprächen 
präsentiert sich:  

Wiesbaden (dpa). Krankenhauspa-
tienten werden in Hessen immer 
früher entlassen. 2009 dauerte 
ein vollstationärer Aufenthalt im 
Schnitt nur acht Tage – so kurz wie 
nie zuvor, so das Statistische Lan-

desamt in Wiesbaden. 1991 muss-
ten die Patienten noch im Schnitt 
13 Tage das Bett hüten. Insgesamt 
wurden 2009 in den 182 hessischen 
Krankenhäusern rund 1,25 Millio-
nen Patienten behandelt.� //

Hessen: Patienten werden immer früher entlassen

Verweildauer nur noch acht Tage


